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Europäische Konferenzen, zudem Europäische Gipfel, dem Treffpunkt der Regierungs – und Staatschefs, kann man immer mit einem gnädigen oder einem bösen Auge betrachten. Das gilt auch für den Europäischen Gipfel vom 8./9. März dieses Jahres. Manche kritisierten das Ergebnis als zu mager, andere hingegen waren erleichtert. Es kommt immer auf den Standpunkt an.

Ein sehr katholischer Freund erzählte mir dazu einmal die folgende Geschichte. Ein Dominikaner und ein Jesuit begegneten sich in einem Park. Jeder las aufmerksam in seinem Brevier. Für Ungläubige: ein Brevier ist ein liturgisches Buch mit Texten des katholischen Stundengebets. Sie kamen ins Gespräch und der Dominikaner fragte den Jesuiten: „Was meinen Sie, Bruder in Jesu Christo, ist es erlaubt, sich beim Brevierlesen eine Zigarette anzuzünden?“ „Das ist eine gute Frage“, erwiderte der Jesuit, „am Besten, wir holen dazu die Meinung unserer Oberen ein“. So geschah es. Und nach ein paar Tagen trafen sie sich wieder. Beide lasen wieder in ihrem Brevier, und der Jesuit rauchte, worüber der Dominikaner sehr verwundert war. „Wie kommt es, dass Sie rauchen, während mein Abt mir doch das Rauchen verbot?“ Woraufhin der Jesuit meinte: „Wie haben Sie denn gefragt?“ „Nun ja“, meinte der Dominikaner, „ich fragte, ob ich rauchen dürfte, während ich das Brevier lese, und daraufhin verbot mir der Abt zu Rauchen“. „Nun“, sagte der Jesuit, „ich habe gefragt, ob ich das Brevier lesen darf, während ich rauche, und mein Vorgesetzter meinte ja“.

Bei näherer Beurteilung des EU-Gipfels würde ich mich der optimistischen Betrachtung des Jesuiten annähern. Die Ergebnisse des Gipfels bleiben vielleicht hinter den Erwartungen der Eifrigen zurück, doch im Lichte der europäischen und globalen Uneinigkeit waren sie ein großer Erfolg.

Die Klimapolitik war dabei der rote Faden. Noch nie stand die Erderwärmung derart im Mittelpunkt eines europäischen Gipfels. Um sie drehte sich vor allem die Energiepolitik, so dass es nicht übertrieben ist zu behaupten, dass die Energiepolitik auf weiten Strecken zu einer Ableitung der Klimapolitik geworden ist. Das Ziel, die Erwärmung der Erde innerhalb der Grenzen von 2 Grad zu halten, wird bestätigt. Nimmt die EU, nehmen die Mitgliedstaaten diesen Beschluß ernst, kann man mit Fug und Recht von einer neuen  industriellen Revolution reden. 

Ob die Mitgliedstaaten diese Beschlüsse wirklich ernst nehmen, weiß ich nicht. Die Erfahrung lehrt uns bei derlei werbewirksamen Ankündigungen zu einem vorsichtigen Urteil. Schließlich verpflichten sich die EU-Staaten seit Jahren zu Emissionssenkungen. Doch in Wirklichkeit nehmen die CO2-Emissionen in den meisten Ländern nicht ab, sondern zu. Selbst in Deutschland stieg der CO2-Ausstoß im letzten Jahr um 0,6%.  

Leider wurde über diese blamable Wirklichkeit kein Wort verloren. Das ist schade. Denn es geht nicht allein um die Klimapolitik im engeren Sinn. Es geht auch um die Glaubwürdigkeit der europäischen Politik. Sie leidet unter Ankündigungen, die sich in der Wirklichkeit nicht wieder finden. 

Die meisten Menschen machen sich keine Vorstellung, wie schwierig die Emissionssenkung in einem kurzen Zeitraum von wenigen Jahrzehnten ist. Sie schauen auf Szenarien, auf bedrucktes Papier, sie geben Bekenntnisse ab, doch übersehen dabei, daß die Wirklichkeit weder den feierlichen Entschließungen noch den wohlmeinenden Szenarien folgt.

Was wäre zu tun? Zum einen sollte die Klimapolitik Verfassungscharakter bekommen. Darüber wird inzwischen sogar ernsthaft nachgedacht. Zum zweiten würde ich mit meinen Worten sagen, dass die EU gut täte, sich auf eine Hierarchie von Risiken zu einigen. Das höchste Risiko ist von nun an die vom Menschen verursachte Erderwärmung. Denn sie ist unumkehrbar. Ihr sollten deshalb alle anderen Risiken, etwa das nukleare Risiko oder das Risiko der Versorgungsunterbrechung untergeordnet werden. 

Von einer Hierarchie der Risiken, also etwa der Unterordnung des nuklearen unter das Klimarisiko sind wir hierzulande aber noch weit entfernt, nicht zuletzt, weil in Ländern wie Deutschland viele Menschen der Meinung sind, Erneuerbare Energien hätten einen Wert an sich und es gäbe durchaus Wege, aus der Kernenergie und eventuell sogar aus der Kohle auszusteigen, ohne unsere Energieversorgung zu gefährden, wenn man nur die Energieeffizienz um jährlich 3% erhöht und die Erneuerbaren massiv ausbaut. Folgte man konsequent diesem Weg, dann ließen sich – wie jüngst wieder in einem Szenario vorgerechnet - die Emissionen von CO2 bis 2050 ohne höhere Kosten sogar auf 20% des heutigen Werts reduzieren.

Andere, etwa unsere französischen Nachbarn teilen diese Auffassung nicht. Sie halten an der Atomkraft fest und führen als überzeugendes Argument für ihre Politik an, dass ein Franzose im Durchschnitt weniger als 7 t CO2 Jahr emittiert, während ein Deutscher es auf über 10 t CO2 pro Jahr bringt. 

Nebenbei, wenn wir die CO2 – Emissionen auf den vorindustriellen Stand von etwa 10 Mrd t pro Jahr bringen wollen und wir im Jahr 2050 von 10 Mrd Menschen auf der Erde ausgehen, dann müssten wir mit Emissionen von 1 t CO2 pro Jahr und pro Einwohner auskommen. Selbst dann, wenn wir uns mit 2 t CO2 zufrieden gäben, wären wir heute noch weit vom eigentlichen Ziel entfernt. An diesem Rechenbeispiel wird deutlich, wie gigantisch die Aufgabe ist, die wir uns gestellt haben.

Europa befindet sich in der Energiepolitik in einer schwierigen Lage. Einerseits sind wir uns bewußt, daß eine gemeinsame Energie- und Klimapolitik in unserem Interesse liegt. Wir reden neuerdings sogar von einer gemeinsamen Strategie. Andererseits sind wir in der mißlichen Lage, daß die Bevölkerung in den einzelnen Staaten unterschiedliche Wertvorstellungen über Energietechnologien hat. An erster Stelle ist dabei die Kernenergie zu nennen. Sie spaltet Europa. 

Während in Deutschland den Meinungsumfragen nach nur eine Minderheit an der Kernenergie festhalten will, verhalten sich andere Länder bzw. ihre Regierungen gelassener. Auch wenn man nicht jede Äußerung gleich auf die Goldwaage legen sollte, lässt sich nicht überhören, dass die Stimmen lauter werden, sie der bedrohlichen Klimaerwärmung oder der wachsenden Abhängigkeit von Energieimporten wegen die Kernenergie ausbauen oder – wie im Falle Polens – in sie einsteigen will. In Deutschland und Österreich halten dies aber viele für den falschen Weg und sind der Auffassung, dass ein ehrgeiziges Energiesparprogramm und ein zügiger Ausbau von Windenergie, Solarenergie, Geothermie und Biomasse zum gleichen Ergebnis führt, wobei man langfristig sogar mit niedrigen Kosten rechnet.

Lassen wir einmal außer acht, wer letztlich Recht hat – oder wer vor der Klimageschichte Recht bekommt. Wir ersehen zumindest an diesem Beispiel, dass es ziemlich kühn ist, angesichts der Meinungsunterschiede von einer gemeinsamen Energiestrategie zu reden.

Nicht nur die Kernenergie spaltet Europa. Auch die Erneuerbaren erfahren – allen Schmeicheleien zum Trotz - eine unterschiedliche Wertschätzung. Obwohl die 27 Staats – und Regierungschefs im Grundsatz einig darüber sind, den Anteil der Erneuerbaren bis zum Jahr 2020 von heutigen 7% auf 20% am Primärenergieaufkommen in der EU zu steigern, so sind sie doch im Detail zerstritten. Dieser Streit wird im Herbst deutlich werden, wenn es darum gehen wird, wie die Lasten unter den 27 Staaten verteilt werden. Vermutlich werden manche Staaten versuchen, sich dabei die Kernenergie anrechnen zu lassen. Andere werden vielleicht Lasten verbal übernehmen, doch nichts tun, um sie in Investitionen umzusetzen. Ohnehin ist die Frage zu stellen, was passiert, wenn ein Staat seine Ziele nicht erreicht. Muss er dann eine Strafe zahlen? Kann er vor dem Europäischen Gerichtshof verklagt werden? Auch sollte nicht vergessen werden, dass es keine europäische Förderung der Erneuerbaren gibt. Förderpläne, Fördersysteme sind national. Die einen sind großzügiger, die andern kleinlicher, die einen haben Einspeisemodelle, die andern setzen auf Wettbewerbsmodelle, doch alle haben etwas gemeinsam: sie sind miteinander nicht kompatibel. 

Fassen wir diese Betrachtungen zusammen, so kann man sagen, dass wir von einer europäischen Energiestrategie im engeren Sinne noch einige Meilen entfernt sind. Eine Energiestrategie ist eher eine inzwischen lieb gewordene Vision als dass sie bereits Wirklichkeit ist.

Eine ähnliche Betrachtung kann man zur Energieaußenpolitik anstellen. Jeder Mitgliedsstaat streckt sich gesondert nach der Decke, eine gemeinsame Energieversorgungspolitik mag von einigen gewünscht sein, in Wirklichkeit existiert sie nicht.

Diesen Schwächen zum Trotz ist der Wunsch nach einem gemeinsamen Handeln in der Energiepolitik heute größer denn je. Denn der Klimawandel ist eine gemeinsame Bedrohung.  Auch die Sicherung der Versorgung mit Energie geht uns alle an. Wenn wir die bisherige Politik einfach fortsetzen, dann wird die EU bis 2030 zwei Drittel ihres Energiebedarfs einführen müssen. 84% des Erdgases und 93% des Erdöls müssten importiert werden. Diese wachsende Abhängigkeit ist auch ein Verlust an Handlungsfreiheit, an Souveränität. 

Abhängigkeit bringt auch höhere Preise mit sich. Stiege beispielsweise der Ölpreis bis zum Jahre 2030 auf 100 $ pro Barrel an, dann würde sich die europäische Energieimportrechnung um 170 Mrd € erhöhen. Das sind etwa 1,5% unseres europäischen Bruttoinlandsprodukts, das wir in diesem Fall aufbringen müssten, nur um die höhere Rechnung zu bezahlen. 

Diese Zahlen sind vielen bewußt. Sie machen eher Angst als daß sie Zuversicht verbreiten. Und sie führen zu den bekannten Ergebnissen der Meinungsumfragen. Die Europäerinnen und Europäern wollen, daß in der Energiepolitik mit einer Stimme gesprochen wird. Nur so kann unsere Verhandlungsposition beim Einkauf von Öl und Gas gestärkt werden. Manche Regierungen fordern sogar einen Energieaußenmister für die EU. Angesichts verschiedener Lieferunterbrechungen durch die russische Gasprom forderte Polen von einem Jahr sogar eine Energie-Nato, was die EU immerhin zu der Zusicherung von Solidarität im Falle von Versorgungsengpässen bewog.

Die Regierungen müssen sich an dem Bedürfnis nach mehr Gemeinsamkeit ausrichten. Ich gehe deshalb davon aus, dass Energiestrategie nicht nur eine leere Floskel bleiben wird, sondern im Laufe der Jahre konkrete Formen annehmen wird.

Immerhin hat sich der Europäische Rat etwas vorgenommen. Es tut sich also etwas. Zumindest in einigen wichtigen Bereichen. Der Rat, dabei unterstützt von Parlament und Kommission will eine 20% - ige Verringerung der Emissionen von Treibhausgasen bis 2020, und sollten die USA mitmachen, sogar 30%. Die Erneuerbaren sollen auf ebenfalls 20% ausgebaut werden. Die Energieeffizienz soll derart verbessert werden, dass wir bis 2020 mit 20% weniger Energie auskommen. Die Automobilindustrie wird in die Pflicht genommen, was vermutlich zu einer Einbeziehung der Hersteller in den Emissionshandel führen wird, in den jetzt auch die Luftfahrtindustrie einbezogen werden soll.

Auch die Energieaußenpolitik ist kein leerer Begriff mehr. Ob es sich um die Klimapolitik oder die Versorgungssicherheit handelt, die EU bemüht sich um eine gemeinsame Haltung. Das ist nicht immer einfach, wie sich bereits bei der Frage zeigt, wer denn die EU ist? Der Kommissionspräsident? Der Energiekommissar? Der Beauftragte für die Außenpolitik? Oder die EU-Außenkommissarin? Oder die Industrie? Oder der deutsche Außenminister als derzeitiger Ratsvorsitzender?

Ich will dieser Frage nicht weiter nachgehen, doch sie deutet schon an, daß es ohne eine Verfassungsreform schwer sein wird, zu einer einheitlichen Außenvertretung zu kommen.

Bislang bildet sich die Energiepolitik, auch die Energieaußenpolitik allen Bekenntnissen zum Trotz immer noch weitgehend auf die Mitgliedstaaten ab. Man denke nur an den Streit um die Ostseepipeline. Die Nachbarn Deutschlands haben zu Recht beklagt, daß dabei ihre Interessen nicht berücksichtigt wurden. Oder man erinnere sich an den mehr oder weniger lautstark vorgetragenen Wunsch nach sogenannten nationalen Champions. So hat Frankreichs Regierung alles getan, um der italienischen ENEL den Einstieg in Gaz de France zu unterbinden. Auch Madrids Regierung wehrte sich erfolgreich gegen die Übernahme von ENDESA durch E.ON. Manche Regierungen wollen das Spielzeug nationaler Energieunternehmen eben nicht aus der Hand geben. Auch in der Klimapolitik haben viele Länder mehr oder weniger ehrgeizige Pläne beschlossen oder besondere Methoden entworfen. Sie sind nicht immer kompatibel miteinander. So wollen Franzosen und Italiener die Energieeffizienz mit weißen Zertifikaten verbessern, anderswo denkt man an finanzielle Anreize oder strengere Industrienormen. 

Jüngst hat auch die Kommission wieder einen neuen Vorschlag gemacht. Mit einem Grünbuch zu Umweltsteuern hat sie im März eine neue Debatte um europäische Ökosteuern angeregt. Demnach sollen „Steuern, handelbare Emissionsrechte und andere marktbasierte Instrumente“ umfassender in die europäische Klimastrategie eingebunden werden. 

Einen Schwerpunkt legt die Kommission dabei auf die Überarbeitung der Richtlinie zur Energiebesteuerung. Die schreibt seit Anfang 2004 vor, welche Mindeststeuersätze für Öl, Kohle, Erdgas und Elektrizität zu gelten haben. Die Kommision regt nun an, künftig alle Brennstoffe nach ihrem Energiegehalt einheitlich zu besteuern. 

Nun könnte man sich auch vorstellen, die verschiedenen Energieträger nach ihren CO2-Emissionen zu besteuern. Oder Steuern generell durch den CO2-Preis zu ersetzen. Auch könnte man sich überlegen, den europäischen Haushalt aus einer Umweltsteuer oder einer CO2-Steuer zu finanzieren. Jedenfalls hat die Kommission eine Debatte angestoßen, die vielleicht irgendwann einmal konsensfähige Beschlüsse erlaubt. Denn Konsens ist bei Steuerfragen nötig. 

Über Steuern kann der Rat nämlich nur einstimmig beschließen. Das heißt, alle 27 Finanzminister müssen einer solchen Steuer oder Abgabe zustimmen. Das ist äußerst unwahrscheinlich. In der Steuerpolitik wird sich so schnell nichts bewegen. Doch manchmal braucht eine Idee auch eine lange Zeit, bis sie sich durchsetzt. 

Damit komme ich zum zweiten Teil meiner Rede, der sich mit dem Binnenmarkt befasst. Er ist neben der Klimapolitik ein weiterer energierelevanter Bereich, für den die EU zuständig ist. Zum Binnenmarkt gehören die Netze, die Wettbewerbspolitik, die Marktöffnung und das Kartellrecht, für das nebenbei ausschließlich die Kommission zuständig ist. 

Im Mittelpunkt des öffentlichen Interesses steht die eigentumsrechtliche Trennung der Netze von den Versorgungsunternehmen. Sie kennen das Ergebnis. Auf nachhaltigem Wunsch der Deutschen und der Franzosen wurde diese Forderung in der Resolution des Rates nicht festgeschrieben. Doch die Kommission hat keinen Zweifel daran gelassen, daß sie die eigentumsrechtliche Trennung für die beste Lösung hält. 

Nun kann und will ich nicht für die Kommission reden. Auch bin ich kein Hellseher. Doch lehrt mich die langjährige Erfahrung im Europäischen Parlament, daß Ideen, die sich derart festgesetzt haben, wie das ownership unbundling, nicht mehr zurückgeholt werden können. Es würde mich deshalb nicht überraschen, wenn die Kommission in einer weiteren Richtlinie gegen Ende 2007 zur Liberalisierung des Energiebinnenmarkts die eigentumsrechtliche Trennung von Netzen und Versorgungsunternehmen zum Gegenstand machen würde. Dabei könnte sie sich der Mehrheit des Europäischen Parlaments und vermutlich des Rats sicher sein. Das würde genügen, um das ownership unbundling noch in dieser Legislaturperiode durchzusetzen.

Persönlich habe ich einige Zweifel an der Sinnhaftigkeit dieses Vorschlags. Ich bin noch nicht überzeugt, daß es die beste Lösung wäre. Denn ungeklärt ist, wer die Netze kauft. Und ob der neue Eigentümer genügend Kapital in den Ausbau und die Sicherheit der Netze investiert. Nun könnte man sich wie in den USA oder in Großbritannien vorstellen, daß die Regulierungsbehörde das Recht erhält, Investitionen in die Netze vorzuschreiben, falls dies nötig erscheint.  Doch ich weiß nicht, ob dies von der Mehrheit der Europäischen Regierungen und des Parlaments so gesehen wird. 

Ungeklärt scheint mir auch zu sein, was das ownership unbundling für Staaten bedeutet, deren Netze und Versorgungsunternehmen in staatlichem Besitz sind, etwa in Frankreich. In diesem Fall würde die eigentumsrechtliche Trennung auf eine Privatisierung staatlichen Eigentums hinauslaufen. Ich wünsche schon heute jedem viel Vergnügen, der dies gegen den Willen der französischen Regierung und der Nationalversammlung versuchen sollte. 

In einigen anderen Ländern, etwa in Schweden oder in Polen, dürften ähnliche Probleme auftreten. Deshalb machen sich einige Beamte schon Gedanken, eine Richtlinie so zu formulieren, daß sie vor allem Deutschland trifft. 

Doch es geht nicht nur um Stromnetze. Auch die Gasnetze sind von diesen Vorhaben betroffen. Doch was bleibt von Gaz de France, wenn sich das Unternehmen von seinen Gasleitungen trennen muß? Und wie gehen wir mit Gasnetzen um, die sich im Eigentum von Gasprom befinden? Machen wir bei den Russen eine Ausnahme, nur weil sie Russen sind? Oder zwingen wir sie zum Verkauf ihrer neu erworbenen europäischen Gasnetze? Auch in diesem Fall wünsche ich der Kommission viel Vergnügen. 

Trotz dieser berechtigten Fragen möchte ich darauf hinweisen, daß sich die Waage in Brüssel eher zu Gunsten des ownership unbundling neigt.

Die Ursachen für diesen Meinungswandel sind schnell aufgezählt. Sie lassen sich mit dem Unbehagen beschreiben, das von dem mangelnden Wettbewerb und den steigenden Strom- und Gaspreisen herrührt. Wie Sie wissen, hat die Kommission Untersuchungen über den Wettbewerb angestellt und festgestellt, daß der Wettbewerb in vielen Mitgliedstaaten höchst mangelhaft ist. Deutschland fiel dabei besonders unangenehm auf, sei es seiner Größe wegen, sei es der beherrschenden Rolle der vier großen Versorgungsunternehmen. Auch hat die vor Jahren staatlich genehmigte Übernahme der Ruhrgas durch E.ON in der Brüsseler Psychologie ihre Spur hinterlassen.

Bei den Politikern im Parlament oder den nationalen Parlamenten, bestärkt durch Äußerungen der Presse, übrigens nicht nur der Massenblätter, verstärkt sich zudem der Eindruck, die Energieunternehmen machten nur deshalb hohe Gewinne, weil sie den Markt beherrschten. Beispielhaft werden immer wieder die Windfall-Profits aus dem  Emissionshandel genannt. Mit geschenkten Emissionsrechten machen diese Unternehmen auch noch Geld! Ich weiß nicht, wie die Zahl von 5 Milliarden Euro zustande kommt, doch in Brüssel wird sie immer wieder als nicht zu rechtfertigender Gewinn der deutschen EVU`s aus dem Emissionshandel genannt.

Etwas einfach ausgedrückt, doch deshalb umso näher an der Stimmungslage vieler Energiepolitiker: die EVU´s zocken deshalb ab, weil der Wettbewerb nicht funktioniert. Doch um den Wettbewerb zu erzwingen, brauchen wir eine eigentumsrechtliche Trennung der Netze von den Versorgungsunternehmen.  

Wettbewerb hilft auch den Erneuerbaren. Davon gehen jedenfalls die Protagonisten dieser Technologie aus. Deshalb wird die Auseinandersetzung um das ownership unbundling auch zu einem Ersatzkonflikt zwischen den Anhängern der reinen Lehre von der wundersamen Wirkung der Erneuerbaren und den Vertretern der klassischen Technologien, also der Kohle und der Kernkraft. Das Festhalten an der derzeitigen Lösung wird als Bedrohung der Erneuerbaren betrachtet. 

Den Strom- und Gaswettbewerb haben inzwischen auch viele Linke entdeckt. Ich vermute, sie sehen darin ein gegen die echten oder vermeintlichen Monopole gerichtete Maßnahme. In anderen Worten, der Wettbewerb ist eine antimonopolistische Maßnahme. 

Ich erinnere daran, daß das Europäische Parlament die Forderung nach einem ownership unbundling in der Vergangenheit mehrfach erhoben hat. Diejenigen, die anderer Meinung waren, etwa viele deutsche und französische Abgeordnete, wurden überstimmt. Eine detaillierte Untersuchung der Folgen des ownership unbundling wurde meines Wissens nach aber nicht vorgenommen.

Nun gibt es sicher eine Reihe ökonomischer, aber auch europarechtlicher Argumente für das ownership unbundling. Vor allem Länder mit einer Tradition des Freihandels, etwa Großbritannien und die Niederlande, sind von der Heilswirkung des ownership unbundlings überzeugt. Sie werden morgen vermutlich vieles dazu hören. Auch glaubt die Kommission fest an die wettbewerbsstärkende Wirkung der eigentumsrechtlichen Trennung. 

In Frankreich stelle ich eine andere Stimmungslage fest. Dort stehen viele Politiker dem Wettbewerb im Energiebereich skeptisch oder ablehnend gegenüber. Ein führender Konservativer hat mir gegenüber sogar einmal behauptet, daß Energiepolitik nur national sein kann. Einer der Gründe ist, daß auch in Frankreich die Strompreise steigen, obwohl das Land der vielen Kernkraftwerke und der Wasserkraft wegen von äußeren Preiseinflüssen eigentlich abgeschirmt sein müsste. Doch in Wirklichkeit werden auch Frankreichs Spotpreise heute an der Leipziger Strombörse, nicht mehr in Paris festgelegt, ein Vorgang, der manchem Franzosen die Zornesröte in die Stirn treibt. Der französische Verbraucher zahlt den Preis, der sich in Leipzig aus den europäischen Grenzkosten bestimmt, obwohl in Frankreich keine höheren Kosten anfallen. Den Gewinn machen die EdF oder andere, meist private Unternehmen. Deshalb ist in Frankreich der Wunsch nach staatlicher Preisregulierung sehr stark, ein Mechanismus, der im Prinzip von der EU verboten ist. Doch wer will der EdF, die sich mehrheitlich in Staatsbesitz befindet, verweigern, daß sie ihren Strom billiger verkauft als der Markt es verlangt? So ist in unserem Nachbarland wohl der Spotpreis auf europäischem hohem Niveau, langfristige Verträge unterliegen hingegen einer staatlichen Aufsichtspflicht, die auf niedrigeren Preisen besteht. Das ist nebenbei der Grund, warum es so schwer ist, auf dem französischen Markt Strom zu verkaufen.

Nehmen wir einmal an, ganz Europa wäre perfekt vernetzt. Dann würde der Grenzkosten des ältesten Kraftwerks wegen, das zuletzt zugeschaltet würde, der Strompreis überall in Europa steigen, ohne daß im Rest Europas höhere Kosten anfallen. Den Gewinn machten die Energieversorgungsunternehmen. 

Ein solch hypothetischer Fall wird wohl nicht – oder nicht so schnell – eintreten. Er wäre politisch auch nicht zu vertreten. Doch damit er nicht eintritt, brauchen wir regionale Netzverbünde, die an die besonderen Bedingungen bestimmter Regionen Europas angepasst sind. Vielleicht bieten sie auch einen Ausweg aus den Schwierigkeiten, das ownership unbundling allen europäischen Staaten zur Pflicht zu machen. 

Im übrigen ist auch unser Hirn, das wohl komplizierteste Netzwek nicht homogen aufgebaut, sondern es hat sich in einzelne Bereiche mit bestimmten Funktionen entwickelt. Nur dadurch wurde es zum leistungsfähigsten Computer, den wir kennen. Vielleicht hilft uns diese Analogie zu begreifen, daß Stromnetze in Europa sehr wohl regionale Ausprägungen zeigen dürfen. Vermutlich erhöhen sie auch die Stabilität der Netze gegenüber Störungen oder Netzunterbrechungen.

Wie geht es nun weiter?

Die Energiepoitik bleibt auf der Tagesordnung Europas. Dafür sorgen schon die hohen Ölpreise oder drohende Konflikte im Nahen Osten. Energie bleibt eine politische Größe.

Auch die Klimapolitik bleibt uns erhalten. Im Gegenteil, sie wird vermutlich zur betimmenden Wirtschaftsgröße des 21. Jahrhunderts werden. Damit bekommen die Verhandlungen über Post-Kyoto einen besonders hohen Stellenwert.

In der EU wird die Kommission die Schlußfolgerungen aus dem europäischen Gipfel aufarbeiten und in die Form von Richtlinien gießen. Vorrangig geht es um die Fortentwicklung der Erneuerbaren. Und um die Verwirklichung des Wettbewerbs bei Strom und Gas. Vermutlich werden der Flugverkehr, vielleicht sogar der gesamte Verkehrsbereich in den Emissionshandel einbezogen werden müssen. Parallel dazu wird das Europäische Parlament anhand von mehreren Berichten seine Haltung festlegen. 

Was die Kernenergie betrifft, so rechne ich mit schärferen Auseinandersetzungen, nicht zuletzt deshalb, weil sich in vielen Ländern eine Renaissance der Kernenergie ankündigt. Im übrigen gehe ich davon aus, daß es zu einem europäischen Forum zur Kernenergie kommen wird. Prag und Bratislawa haben bereits ihre Bereitschaft bekundet, diesem Forum ihren Namen zu geben. Auch ist meines Wissens nach bereits beschlossen, Ende 2007 eine Technologieplattform Kernenergie einzurichten, um die europäische Forschung besser zu koordinieren. 

Ganz besondere Aufmerksamkeit wird die Kommission der sog. Sauberen Kohle schenken, also der Abtrennung von CO2 vor oder nach der Verbrennung von Kohle und dessen Verbringung unter die Erde. Denn ohne CCS (Carbon Capture and Sequestration), wie diese Technologie kurz genannt wird, dürfte es angesichts der weltweiten Bedeutung der Kohle nicht gelingen, die CO2-Emission spürbar zu verringern.

Fazit: die Energie stand mit der Kohle vor über 50 Jahren Pate bei der Geburt des gemeinsamen Europas. Die Energie, verstärkt um die Klimapolitik wird Europas Gang weiterhin begleiten, ja, seinen Charakter weitgehend bestimmen. Das ist gerade das Merkwürdige an der Energiepolitik. Sie ist Technik und Politik in Einem. Wer deshalb glaubt, Energiepolitik aus den Hauptsätzen der Thermodynamik ableiten zu können, irrt gewaltig. Doch ebenso gilt, daß sich Naturgesetze nicht in Parlamenten oder auf Europäischen Räten beschließen lassen. Die Energiepolitik ist deshalb der Raum, in dem sich zwei Kulturen – nicht immer konfliktfrei - begegnen. Wir sollten darauf achten, daß sie sich vertragen. 

